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Michael Meier

Ein Erzbischof als Staatsoberhaupt,
das gibt es ausser im Vatikan nur in
Andorra. Der Bischof des katalani-
schen Bistums Urgell ist seit 1278
immer auch Co-Fürst des zwischen
Spanien und Frankreich gelegenen
Zwergstaats. Doch nun droht dem
aktuellen Co-Fürsten Joan Enric
Vives i Sicília die Absetzung, und dies
ausgerechnet durch Papst Franzis-
kus. Dieser hat nämlich den Regie-
rungschef von Andorra, Antoni Martí,
vor wenigen Tagen am Telefon ge-
warnt, sollte das Land die Abtreibung
legalisieren, müsste der Co-Fürst
abdanken.

Zurzeit wird im andorranischen
Parlament über eine Verfassungsän-
derung debattiert, die den Weg für
ein liberales Abtreibungsgesetz frei
machen soll. Mit dem Slogan «Kein

Co-Fürst entscheidet über uns»
kämpfen feministische Gruppen für
die Freigabe der Abtreibung. Papst
Franziskus kontert, es sei völlig
undenkbar, dass der Bischof von
Urgell ein Gesetz in Kraft setze, das
die Tötung Ungeborener legalisiere.
Das Lebensrecht für Kinder sei nicht
verhandelbar, so Franziskus, der
kürzlich die Abtreibung mit einem
Auftragsmord gleichstellte.

Gewollt oder ungewollt wird Joan
Enric Vives i Sicília nun zum Spielball
der Politik respektive der Moral.
1949 wurde er in Barcelona geboren.
Nach dem Studium der Theologie und
der Philosophie machte er sich als
Professor für Philosophiegeschichte
einen Namen. Nachdem er 1993Weih-
bischof von Barcelona geworden war,
liess er immerwieder Sympathien für
die Unabhängigkeit Kataloniens
erkennen. 2003 wurde er Bischof von

Urgell und damit automatisch Co-
Fürst des Fürstentums in den Pyrenä-
en mit 486 Quadratkilometern Fläche
und 80000 Einwohnern. Die Staats-
form von Andorra ist einzigartig: Es
ist ein parlamentarisches Co-Fürsten-
tum mit zwei Co-Fürsten, die das Amt
des Staatsoberhaupts teilen: Der eine
ist der Bischof von Urgell, der andere
der jeweils amtierende Staatspräsi-
dent Frankreichs.

Darum hoffen andorranische Politiker
jetzt auf die Vermittlung durch Co-
Fürst Emmanuel Macron, wie der
französische Radiosender France Bleu
berichtet. Schon in den 90er-Jahren
hatte es in Andorra einen Konflikt um
die Einführung der Ehescheidung
gegeben. Damals unterzeichnete nur
der französische Präsident das Gesetz,
während sich der Bischof von Urgell
der Stimme enthielt. Einen solchen
Kompromiss aber hält Vives i Sicília in

der Abtreibungsfrage nicht für mög-
lich. Abtreibung sei Gift für das Fürs-
tentum,wird er zitiert.

Die Abdankung des Bischofs würde
die tausendjährige Staatsform Andor-
ras abschaffen und das Land in eine
grosse Verfassungskrise stürzen.
Ausserdemwürde sie wohl die Schat-
ten in der Vita des Erzbischofs neuer-
lich sichtbar machen. Der Journalist
Pepe Rodríguez hatte schon vor mehr
als 20 Jahren im Buch «Das Sexualle-
ben des Klerus» Joan Enric Vives i
Sicílias mögliche Verstrickung in
einen Missbrauchsskandal aufgedeckt.
Und zwar soll er als frühererWeihbi-
schof von Barcelona von den Übergrif-
fen Geistlicher auf Minderjährige am
dortigen Seminar Casa Santiago
gewusst, aber nichts unternommen
haben. Umso doppelbödiger wäre
sein Amtsverzicht um der katholi-
schen Moral willen.

Der Garant der andorranischenMoral
Joan Enric Vives i Sicília Der Co-Fürst von Andorra müsste auf Befehl des Papstes abdanken, sollte das Land die Abtreibung liberalisieren.
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Leserbriefe

Instrument der Personalentwicklung
SVP und FDP fordern, dass die Mit-
arbeiterbeurteilungen beim Bundes-
personal einer sogenannten Normal-
verteilung entsprechen sollen. Das
bedeutet, dass in etwa gleich viele
Angestellte eine positive wie negative
Qualifikation erhalten sollten, also etwa
gleich viele ein «genügend» wie ein
«gut».Wer so denkt, verkennt den Sinn
von Mitarbeiterbeurteilungen. Deren
Zweck ist nicht die Erfüllung statisti-
scher Gesetzmässigkeiten. Sie sind ein
Instrument der Personalentwicklung.
Mit der Erfassung der Fähigkeiten und
Leistungen des Personals sollen die
Entwicklungspotenziale erkannt wer-
den, auf deren Basis gezielte Schulun-
gen undWeiterbildungen zu besseren
Leistungen der Mitarbeitenden führen.
Ziel der Mitarbeiterqualifikationen ist
also gerade eine schiefe Verteilung der
Leistungen: weniger ungenügende und
befriedigende Leistungen und mehr
gute und sehr gute. Ob ein System
sinnvoll ist, bei dem die Qualifikationen
«gut» und «sehr gut» automatisch zu
Lohnerhöhungen führen, ist fraglich.
Sicher wäre aber eine Normalverteilung
der Qualifikationen ein Armutszeugnis
für den Arbeitgeber Bund und eine
Verschleuderung von Steuergeldern.
Hans Kissling, Zürich

Normalverteilung bedeutet Mittelmass
SVP und FDP fordern, dass die Qualifi-
zierung des Bundespersonals einer
Normalverteilung folgen solle. Also
68 Prozent Mittelmass und je 16 Pro-
zent sehr gut und ungenügend.Wenn
die Vorgesetzten ihre Mitarbeitenden
entsprechend klassieren, werden
dieselben Kreise klagen, der Bund habe
zu viele schlechte Mitarbeitende; die

ungenügenden seien zu entlassen.
Nächstes Jahr müsste gemäss Normal-
verteilung wieder ein Sechstel des
Personals als ungenügend klassiert und
entlassen werden. Und so würde sich
das menschenverachtende Spielchen
Jahr für Jahr wiederholen. Dies ist
falsch angewendete Statistik, um auf
dem Bundespersonal herumzuhacken.
Fehlt nur noch, dass die sehr guten
Mitarbeiter befördert werden, bis sie zu
einer Stufe aufsteigen, der sie nicht
mehr gewachsen sind, und auch noch
entlassen werden. Dann haben wir nur
noch Mittelmass.
Hans Stünzi, Regensdorf

Motivation ist wichtig
Mit dieser Methode wurden bei den
Banken und Versicherungen erfolgreich
die Motivation und die Identifikation
mit dem Betrieb zerstört, welche einen
wichtigen Teil des sogenannten Human
Capital ausmachen. Die Methode ist
menschenverachtend und verlogen. In
einem guten Betrieb sind nun mal die
meisten gut bis sehr gut.
Laurenz Hüsler, Zürich

«Falsch angewendete Statistik»
Qualifikation Bundespersonal soll schlechtere Noten
bekommen, TA vom 10.11.
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Korrekt

Im Artikel «Von langer Hand geplanter
Abstimmungskampf» (Ausgabe vom
8. November) stand fälschlicherweise,
Andrea Huber von Schutzfaktor M habe
an einer Veranstaltung 2016 gesagt, im
Instrument der Volksinitiativen stecke
«Willkür». Dieses Zitat stammt jedoch
nicht von Andrea Huber, sondern von
einer anderen Podiumsteilnehmerin.
Andrea Huber war an der Veranstaltung
nicht anwesend. Wir bedauern die
Verwechslung. (Red)
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Politblog Das Ziel ist ambitioniert. Bis
2050 soll dieWindenergie rund 7 Pro-
zent an die Stromproduktion in der
Schweiz liefern; heute sind es erst
0,2 Prozent. Nicht nur diese Kluft
müsste den Promotoren vonWindtur-
binen zu denken geben, sondern auch
die Ausbauflaute, die seit zwei Jahren
herrscht.

Ausgerechnet! Da heisst das Stimm-
volk im Frühjahr 2017 den Atomaus-
stieg und einen kräftigen Ausbau der
erneuerbaren Energien gut, doch dann
passiert: nichts. Knapp 40 Anlagen
sind es noch immer, dabei brauchte es
bei diesem Ziel gut und gerne 800.
Also mehr als 750 in rund 30 Jahren,
macht pro Jahr durchschnittlich
25 neue Anlagen.

Zwar sind 50 Projekte mit 400 Anla-
gen in Planung. Ob sie jemals reali-
siert werden, scheint aber ungewisser
denn je, ist die Front gegenWindräder
zuletzt doch gewachsen. Nebst Um-
weltverbänden und Anwohnern rei-
hen sich nun auch Kantonsregierun-
gen in die gegnerische Phalanx ein.

Der Glarner Regierungsrat hat jüngst
einen geplantenWindpark in der
Linthebene aus dem Richtplan gestri-
chen.Windräder, befürchtet er, könn-
ten die langfristige Entwicklung von

Dörfern behindern. Darum lehnt er
innerhalb oder zwischen Siedlungen
deren Bau ab. Auch die Regierung
Appenzell Innerrhodens hat diese
Woche einenWindpark abgelehnt.
Sie befürchtet,Windräder würden die
pittoreske Landschaft beim Standort
Honegg-Oberfeld verschandeln.

Die beiden Begründungen kombiniert,
führen zum Schluss: Windräder sind
weder im verbauten noch im unver-
bauten Gebiet erwünscht. Bis zu
200 Meter hoch sind sie, so hoch also
wie der Fernsehturm auf dem Uetli-
berg – für viele allein schon aus ästhe-
tischen Gründen ein inakzeptabler
Sündenfall. Man kann das so sehen.

Allerdings: Andere Infrastrukturen
provozieren weniger oder gar keine

Opposition. Neue Bergbahnen? Neue
Strassen? Neue Funparks? In solchen
Fällen setzt sich der erhoffte Nutzen
gegenüber etwaigen Bedenken zu-
meist durch.

Warum nicht auch bei denWindrä-
dern? Eine mögliche Antwort: Es
besteht kein Leidensdruck, Strom
fliesst auch so genügend. Solches
Denken könnte sich jedoch rächen.
Denn irgendwie muss die Schweiz
den mittelfristig wegfallenden Atom-
strom ersetzen. Doch auch der Ausbau
der Fotovoltaik läuft nicht so zügig,
wie er könnte. Mit Tiefengeothermie
ist noch keine Kilowattstunde Strom
produziert worden.

Und derWindkraft droht bereits
weiteres Ungemach: SVP-Politiker
fordern einen gesetzlich festgelegten
Mindestabstand vonWindkraftanla-
gen zu Siedlungsgebieten; dieser soll
mindestens das Zehnfache der Höhe
der betreffendenWindturbine betra-
gen, mindestens 2 Kilometer also bei
einer Höhe von 200 Metern. Der
Vorstoss ist im Parlament hängig.
Kommt er durch, wäre dieWindener-
gie in der Schweiz so gut wie erledigt.

Geht das so weiter, werden sich unan-
genehme Fragen stellen: Soll die
Schweiz vermehrt auf Importstrom
setzen? Also auch auf Atomstrom,
den sie selber nicht mehr produzieren
möchte? Sowie auf Kohlestrom, der
klimapolitisch problematisch ist? Oder
soll die Schweiz Gaskraftwerke bauen,
was fürs Klima ebenfalls schlecht
wäre? Oder gelingt es, den Stromver-
brauch stark zu senken, obschon die
Bevölkerung wächst und der Verkehr
zunehmend elektrifiziert wird?

200-Meter-Riesen
im Gegenwind

Irgendwiemuss
die Schweiz
denmittelfristig
wegfallenden
Atomstrom ersetzen.

Stefan Häne
Inlandredaktor


